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Geschäftszahl 

Ra 2024/21/0146 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2014/01/0205 E 26. Mai 2015 RS 1 (hier ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

In § 28 VwGVG 2014 ist ein prinzipieller Vorrang der meritorischen Entscheidungspflicht der 
Verwaltungsgerichte normiert, weswegen die in § 28 Abs. 3 zweiter Satz leg. cit. vorgesehene 
Möglichkeit der Kassation eines verwaltungsbehördlichen Bescheides streng auf ihren gesetzlich 
zugewiesenen Raum zu beschränken ist (Hinweis E vom 17. Dezember 2014, Ro 2014/03/0066, mwN). 
Von der Möglichkeit der Zurückverweisung kann nur bei krassen bzw. besonders gravierenden 
Ermittlungslücken Gebrauch gemacht werden (Hinweis E vom 27. Jänner 2015, Ra 2014/22/0087, mwN). 
Eine Zurückverweisung der Sache an die Verwaltungsbehörde zur Durchführung notwendiger 
Ermittlungen kommt daher nur dann in Betracht, wenn die Verwaltungsbehörde jegliche erforderliche 
Ermittlungstätigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maßgebenden Sachverhalts (vgl. § 37 
AVG) lediglich völlig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloß ansatzweise ermittelt hat. 
Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehörde (etwa 
schwierige) Ermittlungen unterließ, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen 
werden (Hinweis E vom 12. November 2014, Ra 2014/20/0029, mwN). 
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